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DER BISCHOF EM. VON FULDA     

 

INF Vertrag neu verhandeln 
- und alle Atomwaffen abschaffen 

 

Erklärung des pax christi-Präsidenten Bischof em. Heinz Josef Algermissen, Fulda, 
anlässlich der Aufkündigung des INF-Vertrags durch die USA und Russland 

 
 
Der Präsident der USA und daraufhin auch der Präsident Russlands haben den bisher 
einzigen Vertrag gekündigt, der seit 1987 zu einer wirklichen Abrüstung von landgestütz-
ten Atomraketen mit einer Reichweite von 500 bis 5500 km und deren Vernichtung ge-
führt hatte. Diese Aufkündigung des INF-Vertrages bricht mit einer bewährten Rüs-
tungskontrolle. Damit setzen die Kontrahenten Trump und Putin die Welt und insbeson-
dere Europa einem unverantwortlichen Risiko aus. Das könnte der Auftakt zur Rückkehr 
zum „Gleichgewicht des Schreckens“ und zu einem unkontrollierten irrsinnigen Wettrüs-
ten sein. „Während man riesige Summen für die Herstellung tödlicher Waffen ausgibt, 
kann man nicht genügend Hilfsmittel bereitstellen zur Bekämpfung all des Elends in der 
heutigen Welt“ (2. Vat. Konzil, Pastoralkonstitution, Nr. 81). 
Die USA und Russland schaffen so die Möglichkeit, ungehindert neue Mittelstreckenrake-
ten zu bauen und in Europa zu stationieren. Die Pläne dafür liegen offensichtlich schon in 
den Schubladen. 
 

Die Länder der Europäischen Gemeinschaft müssen verhindern, in einen neuen Kalten 
Krieg hineingezogen zu werden. Ein eindeutiges Nein zur erneuten Stationierung von 
Mittelstreckenraketen ist jetzt notwendig. Alle Versuche müssen unternommen werden, 
neu zu verhandeln und auch China mit einzubeziehen. 
 

Vor einer Generation gingen Menschen aus Angst vor einem Atomkrieg zu Tausenden 
auf die Straße, um die Stationierung von Mittelstreckenraketen in Europa zu verhindern - 
auch um der folgenden Generationen willen. Jetzt ist die Angst wieder da. Ein Pfeiler der 
bisherigen europäischen Sicherheitsarchitektur, wie wir sie in den letzten 30 Jahren kann-
ten, wird zerstört. 
 

Papst Franziskus mahnt in seiner Botschaft zum 52. Weltfriedenstag am 1. Januar 2019: 
„Wir wissen, dass ein Machtstreben um jeden Preis zu Missbrauch und Ungerechtigkeit 
führt. Die Politik ist ein grundlegendes Mittel, um ein Gemeinwesen aufzubauen und das 
Tun des Menschen zu fördern; aber, wenn sie von den Verantwortlichen nicht als Dienst 
an der menschlichen Gemeinschaft verstanden wird, kann sie zu einem Instrument der 
Unterdrückung und Ausgrenzung, ja sogar der Zerstörung werden.“ Weiter äußert er die 
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Überzeugung: „Gute Politik steht im Dienste des Friedens; sie achtet und fördert die 
grundlegenden Menschenrechte, die ebenso gegenseitige Pflichten sind, damit ein Band 
des Vertrauens… zwischen gegenwärtigen und kommenden Generationen geknüpft wer-
den kann.“ 
 

Die Kündigung des INF-Vertrages bedeutet zudem einen schweren Rückschlag für den 
Atomwaffensperrvertrag. Dieser Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen ver-
pflichtet seit 50 Jahren die wichtigsten Atomwaffenstaaten zu Verhandlungen über allge-
meine und vollständige Abrüstung von Kernwaffen unter strenger und wirksamer inter-
nationaler Kontrolle. Der Atomwaffensperrvertrag steckt schon länger in einer tiefen Kri-
se, da die in dem 1968 aufgelegten internationalen Vertrag geforderten Abrüstungsver-
handlungen durch die offiziellen Atommächte schlichtweg nicht realisiert werden. Jetzt 
kommt nach der einseitigen Kündigung des Atomabkommens mit dem Iran im letzten 
Jahr noch die Kündigung des INF- Vertrages hinzu. 
 

So wird es Zeit, dass der von der UN-Vollversammlung 2017 verabschiedete, vom Vati-
kan unterstützte Atomwaffenverbotsvertrag auch von Deutschland ratifiziert wird. Wenn 
der Verbotsvertrag indes auch keinen einzigen Atomsprengkopf abschaffen wird, stellt er 
doch unmissverständlich fest, dass der Besitz von Atomwaffen mit dem Völkerrecht nicht 
vereinbar ist. Er erhöht damit den rechtlichen und moralischen Druck auf die neun 
Atomwaffenstaaten, den Rest der Welt nicht länger in atomare Geiselhaft zu nehmen. 
 

Wie effektiv solche Maßnahmen sein können, hat man bei der Ächtung von Streubomben 
sehen können. Am Ende waren es die Rüstungsfirmen, die die Produktion der internatio-
nal stigmatisierten Waffensysteme einstellten. 
 

Nationale und globale Sicherheit lässt sich nicht durch Atomwaffen schaffen, sondern nur 
durch deren Abschaffung. Solange ein einzelner Mensch in der Lage ist, die Menschheit 
durch einen Knopfdruck auszulöschen, leben wir auf einem Pulverfass. 
 

So fordere ich die verantwortlichen Politiker in Deutschland auf, wenigstens den Abzug 
aller Atomwaffen aus Deutschland zu beschließen und dem Vertrag für ein Atomwaffen-
verbot beizutreten. Pax christi wird sich als katholische Friedensbewegung zugunsten der 
Menschen weiterhin gegen alle Gleichgültigkeit für die Durchsetzung des Verbotes und 
die Vernichtung der Atomwaffen einsetzen. 
 

 

Berlin/ Fulda, den 6. Februar 2019 

 

 Präsident von pax christi Deutschland 
 Bischof em. von Fulda 

 


